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Liebe Leserinnen und Leser,

eigentlich sollte an dieser Stelle ein Rückblick auf das Jahr 
2016 stehen. Nach dem grausamen und brutalen Anschlag 
in Berlin am Montagabend ist jedoch alles anders: Wir ge-
denken der Opfer, fühlen mit den Angehörigen  und hoffen 
und beten für die Verletzten. 

Fünf Tage vor Heiligabend wurde Deutschland Ziel eines 
Anschlags. Das, was man immer gehofft hat, dass nie ein-
treten möge, ist tatsächlich jetzt eingetreten: Ein Anschlag 
unmittelbar im Herzen Berlins. Gerade so kurz vor Weih-
nachten – dem Fest der Besinnung und Liebe – ist das ein 
schrecklicher Schlag gegen unsere Gesellschaft.

Über die Details ist noch zu wenig bekannt. Wir dürfen 
uns jetzt nicht von dem Hass, den solche Täter säen, an-
stecken lassen. Aber mir ist auch klar, dass wir jetzt mit 
aller Entschlossenheit handeln müssen. Es darf keine Zu-
rückhaltung bei der rechtsstaatlichen Bekämpfung des 
Terrors geben, sondern entschlossener Einsatz ist gefragt. 

Alle politischen Verantwortungsträger sind aufgefordert, 
die Realität der Gefährdung anzunehmen. 

Deutschland ist nach wie vor eines der sichersten Länder 
der Welt. Für die innere Sicherheit in unserem Land wird 
außerordentlich viel getan. Defizite wurden behoben, das 
Personal bei Polizei und Bundespolizei erhöht. Allerdings 
wird es einen 100-prozentigen Schutz nie geben. Auch 
wenn angesichts dieser schrecklichen Tat viele Menschen 
in unserem Land jetzt schockiert sind, sollten wir uns  nicht 
mürbe machen lassen. Dennoch müssen wir prüfen, ob un-
sere Sicherheitsvorschriften noch weiter ergänzt werden 
müssen.

Angesichts der Herausforderungen des internationalen 
Terrorismus und der Zuwanderung wird 2017 wieder ein 
Jahr, in dem große Aufgaben auf uns warten. Wir als CSU 
werden dafür kämpfen, dass Deutschland ein sicheres 
Land bleibt. Dazu brauchen wir einen starken Staat, der 
unsere Freiheit und Sicherheit schützt. 

Gott hat uns keinen Geist der Furcht gegeben, sondern 
einen Geist der Kraft, der Liebe und der Besonnenheit. 
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen ein gesegnetes Weih-
nachtsfest und alles Gute für das neue Jahr.

Dr. Anja Weisgerber MdB

Ein Anschlag unmittelbar im Herzens Berlin
Wir brauchen einen starken Staat, der unsere Freiheit und Sicherheit schützt
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Ein ereignisreiches Jahr neigt sich langsam dem Ende ent-
gegen. Unsere Wirtschaft steht 2016 gut da – wir haben 
die niedrigste Arbeitslosigkeit der letzten zehn Jahre. 
Gleichzeitig sind Löhne, Gehälter und Renten gestiegen. 
Unser Haushalt schreibt seit nunmehr vier Jahren in Folge 
schwarze Zahlen. 
Gleichzeitig haben wir die Bürger bei der Einkommensteu-
er durch eine Abmilderung der kalten Progression entlas-
tet und das Kindergeld und den Kinderfreibetrag erhöht. 
Mit fünf Milliarden mehr für die Pflege verbessern wir die 
Situation für die zu Pflegenden und deren Angehörige. 
Auch bei der Krankenhausversorgung haben wir wichtige 
Verbesserungen durchgesetzt, die gerade für die Kranken-
häuser im ländlichen Raum besonders wichtig sind. Das 
waren nur ein paar Beispiele für die guten Nachrichten.

Das Thema Zuwanderung stellt uns weiterhin vor große 
Herausforderungen: Fakt ist, dass wir in den letzten Mo-
naten die Zahl der Zuwanderer auf ein Zehntel reduzieren 
konnten. Das muss auch so bleiben und dafür wird sich die 
CSU weiterhin stark machen. Denn ohne eine Begrenzung 
der Zuwanderung kann Integration bei uns nicht gelingen.
Sicherlich hat jeder von Ihnen ein ganz persönliches 
Highlight in diesem Jahr erlebt. Für mich als Bundestags-
abgeordnete waren meine Teilnahme an der Weltklima-
konferenz in Marrakesch, die Förderzusagen für meinen 

Wahlkreis, zum Beispiel für die Städtebauprojekte  und für 
den Straßen- oder Breitbandausbau und meine Wahlkreis-
wanderung im Sommer, besondere Höhepunkte.

Auch 2017 wird in jeder Hinsicht wieder ein spannendes 
und aufregendes Jahr: Im September 2017 werden wir bei 
der Bundestagswahl um jede Stimme kämpfen. Für mich 
persönlich gilt auch 2017 wieder das Motto „zuhören, ver-
stehen, handeln“. Ich werde meine neuen Formate „Anja 
vor Ort“ und „Anja direkt“ weiter ausbauen. Denn es ist 
mir ein persönliches Anliegen, ein offenes Ohr für die Bür-
ger in meinem Wahlkreis zu haben. 

� Meine Weihnachtsbotschaft auf Facebook von der 
vergangenen Woche finden Sie hier: 
https://www.facebook.com/anjaweisgerber/
videos/1368193763200359/

Einige Höhepunkte 2016...

Frohe Weihnachten und alles Gute für das neue Jahr
Bilanz für 2016 kann sich sehen lassen – Zuwanderung bleibt eine große Aufgabe

März 2016: Anja Weisgerber 
feiert ihren runden Geburts-
tag mit vielen Freunden.

Mai 2016: Spatenstich für 
den Ausbau der A3 mit 
Lärmschutz bei Geiselwind.

Juli 2016: Förderzusage 
über 4 Mio. Euro für die 
Konversion in Schweinfurt.

November 2016: Teilnahme 
an der Weltklimakonferenz 
in Marrakesch.

https://www.facebook.com/anjaweisgerber/videos/1368193763200359/
https://www.facebook.com/anjaweisgerber/videos/1368193763200359/
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• Die Flüchtlingsströme, der interna-

tionale Terrorismus, Europa und die 

Wirtschaftspolitik stehen im Mit-

telpunkt der 40. Klausurtagung der 

CSU-Landesgruppe in Wildbad Kreuth.  

• Asylbewerber bekommen ab sofort 

einen sogenannten Flüchtlingspass. 

Sie werden unmittelbar nach Grenz-

übertritt registriert.

• Als Antwort auf die Vorfälle in der 

Kölner Silvesternacht diskutiert der 

Bundestag ein verschärftes Auswei-

sungsrecht. Bereits im Februar wird 

es verabschiedet.

JANUAR
• Die Begrenzung der Flüchtlingszahlen 

bleibt oberste Priorität. Mit dem Asyl-
paket II wird unter anderem der Famili-
ennachzug für subsidiär Schutzbedürf-
tige eingeschränkt. Für Asylbewerber 
mit geringer Bleibeperspektive gelten 
beschleunigte Verfahren inklusive  
verschärfter Residenzpflicht und ein 
Beschäftigungsverbot. 

• Das Meister-BAFöG wird erhöht, fa-
milienfreundlicher gestaltet und ent-
bürokratisiert. 

FEBRUAR

• Die CSU-Landesgruppe im Dialog: Bei 

insgesamt drei Regionalkonferenzen 

beteiligt die Landesgruppe gemeinsam 

mit Minister Alexander Dobrindt (CSU) 

die Bürger am Konzept des Bundesver-

kehrswegeplans. 

• Algerien, Marokko und Tunesien sollen 

zu sicheren Herkunftsländern werden. 

Der Bundestag debattiert dies in erster 

Lesung, verabschiedet wird das Gesetz 

im Mai: Doch bis heute ist es noch 

nicht in Kraft – Bündnis 90/Die Grünen 

blockieren den Beschluss im Bundesrat.

MÄRZ/APRIL

• Starke Regenfälle richten vor allem in 

Bayern enorme Schäden an. In einer Ak-

tuellen Stunde ist die Flut-Katastrophe 

auch Thema  im Deutschen Bundestag. 

• Ein Anti-Terror-Paket sorgt für mehr 

Sicherheit. Künftig gibt es einen ver-

besserten Informationsaustausch mit 

ausländischen Nachrichtendiensten, 

mehr Befugnisse für die Bundespolizei 

und eine Ausweispflicht beim Kauf von 

Prepaid-Handys. 

• Anbieter von W-LAN haften nicht für den 

Missbrauch durch Dritte. Der Bundestag 

beschließt die Abschaffung der sogenann-

ten Störerhaftung.

JUNI

• 270 Milliarden Euro für mehr als 1.000 Pro-

jekte: Mit dem Bundesverkehrswegeplan 

startet ein Investitionsprogramm, welches 

Deutschlands Verkehrsinfrastruktur fit für 

die Zukunft macht. 

• Mit dem Bundesteilhabegesetz ist eine der 

größten sozialpolitischen Reformen dieser 

Legislatur verabschiedet worden. Für Men-

schen mit Behinderung bedeutet dies mehr 

Selbstbestimmung und mehr Teilhabe. 

• Das dritte Pflegestärkungsgesetz komplet-

tiert eine ganze Reihe von Maßnahmen, 

die in dieser Legislaturperiode zur Verbes-

serung der Pflege verabschiedet wurden. 

DEZEMBER

• EU-Ausländer sollen künftig erst nach einem Aufenthalt von fünf Jahren Anspruch auf Sozialleistungen haben. Seit langem fordert dies die CSU-Lan-desgruppe, im November wird das Vor-haben in den Bundestag eingebracht und im Dezember beschlossen. • Für die Landwirte wird ein umfassendes Hilfspaket auf den Weg gebracht. Mit über 581 Millionen Euro unterstützt die Koalition in Not geratene Betriebe.

NOVEMBER

Jahresrückblick 2016

• Das Behindertengleichstellungsgesetz 
wird verabschiedet. Menschen mit 
Behinderung  sollen Verkehrsmittel, 
Medien und Behördeninformationen 
besser nutzen können.

• Der Bundestag debattiert über den 
Ausbau digitaler Netze. Smart Home, 
Industrie 4.0, automatisiertes Fahren 
– das sind nur drei Punkte, um Deutsch-
land für die Zukunft zu rüsten. Das 
entsprechende Diginetz-Gesetz wird im 
Juli beschlossen. 

MAI

• Der Bundestag verabschiedet wichtige 

sozialpolitische Maßnahmen: Neben 

den Änderungen bei Zeitarbeit und 

Werkverträgen ist auch die Flexi-Rente 

ein wichtiges Element zur Flexibilisie-

rung auf dem Arbeitsmarkt.

• Nach der Einigung im Vermittlungs-

ausschuss verabschiedet der Bundes-

tag die Reform der Schenkungs- und 

Erbschaftsteuer. Die CSU-Landesgrup-

pe hatte sich dabei vehement für den 

Erhalt von Arbeitsplätzen eingesetzt 

– mit Erfolg.

SEP/OKTOBER

• Fördern und Fordern ist das Prinzip des Integrationsgesetzes: Wer sich Integrationsmaßnahmen verweigert, dem drohen Leistungskürzungen. An-erkannten Flüchtlingen kann zudem der Wohnort vorgeschrieben werden, um Ghettobildungen zu vermeiden. Auch das fördert Integration. Ebenso wie die 100.000 zusätzlichen Arbeits-gelegenheiten für Flüchtlinge.
• Auf ihrer Arbeitstagung in Hohenkam-mer positioniert sich die CSU-Landes-gruppe zu verschiedenen Themen – wie etwa Rente, Europa oder Steuern. 

JULI/AUGUST
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Bund finanziert neue Kinderbetreuungsplätze
100.000 zusätzliche Betreuungsplätze für Kinder unter sechs Jahren

Der Bund will gemeinsam mit den Ländern 100.000 zu-
sätzliche Betreuungsplätze für Kinder unter sechs Jahren 
finanzieren. Auch die Qualität der Betreuung soll verbes-
sert werden. Das Kabinett hat dazu einen Gesetzentwurf 
beschlossen. Bis 2020 stellt der Bund gut 1,1 Milliarden 
Euro zur Verfügung. 
Mit dem Gesetzentwurf wird ein viertes Investitionspro-
gramm „Kinderbetreuungsfinanzierung 2017-2020“ aufge-
legt. Es regelt die Finanzierung von 100.000 zusätzlichen 
Plätzen in Kitas, Kindergärten und bei Pflegeeltern. Im Un-
terschied zu bisherigen Programmen umfasst das neue In-
vestitionsprogramm nicht nur Plätze für unter dreijährige 
Kinder, sondern für alle Kinder bis zum Schuleintritt.

Der Bund stockt für den Ausbau der Betreuungsplätze das 
Sondervermögen „Kinderbetreuungsausbau“, das 2007 
eingerichtet wurde, um gut 1,1 Milliarden Euro auf. Davon 
stehen im nächsten Jahr 226 Millionen Euro zur Verfügung, 
in den Jahren 2018 bis 2020 jeweils 300 Millionen Euro. Pa-
rallel dazu haben Länder, Kommunen und sonstige Träger 
einen Eigenanteil von mindestens 46 Prozent zu leisten.
„Der Bedarf an Betreuungsplätzen für Kinder bis zum 
Schulalter ist noch immer nicht gedeckt. Doch wenn jun-
ge Eltern Kinder erziehen und gleichzeitig erwerbstätig 

sein wollen, brauchen sie gute, zuverlässige und qualita-
tiv hochwertige Kinderbetreuungsmöglichkeiten“, betont 
Dr. Anja Weisgerber. 
Die Betreuungsquote bei den unter Dreijährigen beträgt 
in diesem Jahr 32,7 Prozent. Der Bedarf lag laut einer Um-
frage des Deutschen Jugendinstituts 2015 jedoch bei 43,2 
Prozent.  Vor dem Hintergrund der steigenden Geburten-
rate und der Integration von Kindern mit Fluchthinter-
grund  gibt es zusätzlichen Bedarf an Betreuungsplätzen, 
der für die Städte und Gemeinden bei ihren Planungen 
nicht vorhersehbar war. Hier besteht besonders dringli-
cher Bedarf an weiteren Plätzen für Kinder im Alter von 
drei Jahren bis zum Schuleintritt. 
„Dass mit dem Geld nicht nur Plätze für Kinder unter drei 
Jahren neu geschaffen werden können, sondern die Mit-
tel künftig bei Bedarf auch für Betreuungsplätze für älte-
re Kinder bis zum Schuleintritt verwendet werden dürfen, 
hilft den Kommunen, passgenaue Lösungen für Eltern 
kleiner Kinder zu schaffen. Die weitere finanzielle Unter-
stützung des Bundes für die Kinderbetreuung in Deutsch-
land ist ein großer Erfolg der Familienpolitik. Damit zeigt 
die Koalition, dass sie Länder, Kommunen und die Eltern 
kleiner Kinder bei der Erfüllung ihrer Bildungs- und Erzie-
hungsverantwortung nicht im Stich lässt“, so die Bundes-
tagsabgeordnete.
Über den quantitativen Ausbau hinaus soll mit dem In-
vestitionsprogramm auch die Qualität der Betreuungs-
angebote vorangetrieben werden. Förderfähig sollen vor 
allem Investitionen sein, die der Bewegungsförderung, 
der Gesundheitsversorgung, der Umsetzung von Inklusion 
und der Familienorientierung dienen. Das Gesetz soll zum  
1. Januar 2017 in Kraft treten. Es soll einen rückwirkenden 
Beginn der geplanten Maßnahmen zum 1. Juli 2016 zulas-
sen. Förderanträge können die Kommunen wie gewohnt 
über die Regierung von Unterfranken stellen.

Am vergangenen Donnerstag hat der Deutsche Bundestag 
die Änderung des Bundeswaldgesetzes beschlossen. Ziel 
der Gesetzesänderung ist, dass ein ausreichendes und gu-
tes Angebot an Forstdienstleistungen für alle Waldbesit-
zer vorhanden ist. Staatliche Forststrukturen leisten dazu 
einen wichtigen Beitrag. Besonders in Bundesländern mit 
kleinstrukturierten Waldbesitzverhältnissen profitieren 
Kleinwaldbesitzer von staatlichen Forstämtern. Ihre fach-
kundigen Beratungs- und Betreuungsdienstleistungen 
sorgen dafür, dass auch Kleinwaldbesitzer Zugang zum 
Holzmarkt haben.
Dabei ist deutlich festzuhalten, dass die Inanspruchnah-
me staatlicher Forstdienstleister fakultativ bleibt. Die 

Wahlfreiheit der Waldbesitzer, Forstarbeiten selbst vorzu-
nehmen, sich in Forstbetriebsgemeinschaften zusammen-
zuschließen oder private Anbieter zu beauftragen, wird 
durch die Gesetzesänderung in keiner Weise beeinträch-
tigt.
Ein breites Angebot an privaten und staatlichen Forst-
dienstleistungen bietet am ehesten Gewähr, dass unsere 
Wälder nachhaltig und flächendeckend bewirtschaftet 
und die vorhandenen Holzvorräte genutzt werden. Holz-
mobilisierung ist wichtig, damit die Holzwirtschaft – eine 
wichtige Branche in unseren ländlichen Räumen – mit ih-
rem nachwachsenden und klimafreundlichen Rohstoff aus 
heimischen Wäldern versorgt wird.

Breites Angebot an Forstdienstleistungen erhalten
Änderung des Bundeswaldgesetzes kommt insbesondere Kleinwaldbesitzern zu Gute
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Eigenheimbau erleichtern
Immobilienkreditrichtlinie entschärfen und Wohneigentum fördern

Die Bundesregierung plant, die Umsetzung der Immobili-
enkreditrichtlinie zu entschärfen, um mehr Menschen den 
Zugang zu Wohneigentum zu ermöglichen. Die überzoge-
ne Umsetzung der europäischen Vorgaben hat zu unnötig 
hohen Hürden für bauwillige Familien geführt. „Wir sind 
froh, dass SPD-Minister Heiko Maas dies endlich erkannt 
hat und nun handeln will“, so Dr. Anja Weisgerber.
Die Baupolitik bemüht sich, die Rahmenbedingungen 
für den Wohnungsneubau zu optimieren. Wir brauchen 
eine Steigerung des Wohnungsbaus auf rund 350.000 bis 
400.000 neue Wohnungen jährlich. Eine feste Planungs-
größe ist dabei auch ein hoher Anteil von neu gebauten 
Eigenheimen und selbstgenutzten Eigentumswohnungen.
„Alle, die Wohneigentum erwerben wollen und die finan-
ziellen Vorrausetzungen bisher erfüllt haben, sollen das 
auch in Zukunft können. Bauwillige brauchen eher mehr 
Unterstützung als neue staatliche Hürden“, betont die 
Bundestagsabgeordnete.
Die geplante Korrektur der Immobilienkreditrichtlinie 
sollte darüber hinaus zum Anlass genommen werden, dem 
selbstgenutzten Wohneigentum im Rahmen der Bau- und 
Wohnungspolitik der Bundesregierung mehr Aufmerk-

samkeit zu widmen. Durch eine Förderung des selbstge-
nutzten Wohneigentums könnte der Wohnungsbau deut-
lich erfolgreicher angekurbelt werden als bisher. 
Die begonnene Diskussion um die Einführung eines Bau-
kindergeldes, um Freibeträge bei der Grunderwerbssteuer 
und um Bürgschaftsprogramme des Bundes für den Er-
werb von selbstgenutztem Wohneigentum, ist der richti-
ge Ansatz. Selbstgenutztes Wohneigentum ist eine gute 
Altersvorsorge und ein wichtiger Baustein einer starken 
Familienpolitik.

Bessere Informationen auf Lebensmitteln
Bundesregierung stellte „Ernährungspolitischen Bericht“ vor

Für die Gesundheit ist eine ausgewogene Ernährung unge-
mein wichtig. Doch welche Lebensmittel wirklich gesund, 
vegetarisch, vegan oder regional sind, lässt sich auf den 
ersten Blick oft nicht erkennen. Deshalb sollten wir nach-
vollziehen können, was genau in den Produkten steckt, 
die wir zu uns nehmen. Die Bundesregierung ist sich des-
sen bewusst. Sie hat in der Vergangenheit verschiedens-
te Maßnahmen in den Bereichen Ernährung und gesund-
heitlicher Verbraucherschutz auf den Weg gebracht. Für 
Klarheit bei der Vielzahl ernährungspolitischer Aktivitä-
ten, von der Lebensmittelsicherheit über die Ernährungs-
kompetenz bis hin zur Transparenz bei Lebensmitteln, 
sorgt nun der vergangene Woche veröffentlichte Bericht 
„Gesunde Ernährung, sichere Produkte“ der Bundesregie-

rung. Gerade bei veganen und vegetarischen Produkten 
herrscht in dieser Hinsicht große Unsicherheit. Weil sich 
damit hohe Gewinnspannen erzielen lassen, treibt die Er-
nährungsindustrie den Trend zu veganer und vegetarischer 
Ernährung als Lifestyle-Thema voran. Mit Bezeichnungen 
wie „Veggie-Rindersteak“ oder „veganer Schinken“ führt 
sie die Verbraucher bewusst in die Irre. Hier benötigen wir 
neue Regelungen durch die Deutsche Lebensmittelbuch-
kommission. Klar ist auch: Wo „veggie“ draufsteht, ist nicht 
unbedingt Gesundes oder Fleischloses drin. Viele dieser 
Produkte enthalten ungesunde Zusatzstoffe, Vitamine 
oder Aromen tierischen Ursprungs, die nicht ausgewiesen 
werden müssen. Diesen regelrechten Etikettenschwindel 
müssen wir dringend unterbinden. Deshalb ist es ein wich-
tiges ernährungspolitisches Ziel der Regierungskoalition, 
die Begriffe „vegetarisch“ und „vegan“ endlich einheitlich 
zu definieren.
Darüber hinaus wird die Herkunftskennzeichnung eines 
Lebensmittels für die Verbraucherinnen und Verbraucher 
immer wichtiger. Sie lässt beispielsweise Rückschlüsse auf 
die Umweltverträglichkeit und Qualitäts- sowie Verbrau-
cherschutzstandards zu. Auch hier brauchen wir eine bun-
desweit gültige Definition des Begriffs „regional“. Dafür 
hat sich die Arbeitsgemeinschaft Landwirtschaft der CSU 
auf dem jüngsten CSU-Parteitag mit einem eigenen An-
trag stark gemacht.
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Austausch mit Gudrun Grieser
In der letzten Sitzungswoche des Jahres war die ehemali-
ge Schweinfurter Oberbürgermeisterin Gudrun Grieser zu 
Gast in Berlin. Sie bringt ihren reichhaltigen Erfahrungs-
schatz nun im Nationalen Normenkontrollrat ein. Nach ei-
nem ausführlichen Austausch im Bundestag ging es weiter 
in die Bayerische Vertretung zum „Besinnlichen Abend im 
Advent“. Dort trafen die beiden Politikerinnen den Deut-
schen Sparkassenpräsidenten Georg Fahrenschon.

Dr. Gerd Müller ist Ehrengast
Auf Einladung von Dr. Anja Weisgerber kommt Dr. Gerd 
Müller, Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung, am Sonntag, 15. Januar 2017 zum tra-
ditionellen Neujahrsempfang von CSU und JU. Beginn ist 
um 15.00 Uhr in die TSV-Sporthalle Schwebheim. Am sel-
ben Tag um 17.00 Uhr spricht der Minister beim Neujahrs-
empfang der CSU im Landkreis Kitzingen in der Rathaus-
halle Kitzingen. Gäste sind jeweils herzlich willkommen!

„Wo der Hase im Pfeffer liegt“ bei der Volkacher CSU
Wieder sehr großen Anklang fand das traditionelle Hasen-
essen der Volkacher CSU. Nicht nur Hasen servierte der 
Storchwirt Franz Heilmann, sondern alles, was die Küche 
zu bieten hatte. Ortsvorsitzender Ulrich Hoffmann be-
grüßte neben den Stadträten auch herzlich die Bundes-
tagsabgeordnete Dr. Anja Weisgerber im bis auf den letz-
ten Platz besetzten Gasthaus. Sie berichtete über aktuelle 

Themen aus dem Deutschen Bundestag und der Weltpo-
litik. Trump, die Asylpolitik und die Veränderungen in der 
Parteienlandschaft in Deutschland sowie – nicht zu ver-
gessen – die Erfolge als CSU auf Bundesebene kamen zu 
Sprache.
Anschließend gab Fraktionssprecher Heiko Bäuerlein ei-
nen Abriss zur Volkacher Lokalpolitik. Die barrierefreie 
Hauptstraßensanierung war ein großer Erfolg. Er freute 
sich, dass nun die Sanierung der Mainlände und der Spital-
straße angegangen wurde. Auch weitere Punkte aus dem 
örtlichen CSU Wahlprogramm von 2014 können bereits 
nach zwei Jahren mit einem „Erledigthaken“ versehen wer-
den, zum Beispiel die bessere DSL-Anbindung, ein inten-
siveres Gewerbemarketing oder auch die Hallenbadsanie-
rung. 
Dass Volkach sehr attraktiv ist, konnte man auch bei der 
Baugebietswanderung im Sommer erkennen. Die Nachfra-
ge nach Baumöglichkeiten im Herzen der Mainschleife ist 
eine der vielen Hausaufgaben im Stadtrat. 


